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Bonn, den 26. August 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über den Abschluß 
der Sammlung des Bundesrechts 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 327. Sitzung am 5. Juli 1968 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß der unter der Gliede- 
rungsnummer 213-12-1 aufgenommene Teil der Verordnung 
über Garagen und Einstellplätze vom 17. Februar 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 219) aus der Sammlung des Bundesrechts her- 
ausgenommen werden sollte, da es sich insoweit nicht um 
Bundesrecht handelt. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates ist in der Anlage 2 dargelegt. 

Kiesinger 


Druck: Bundesdruckej ei Bonn 
Alleinvej Irieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethesir. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 



Drucksadle \ 73227 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Abschluß der Sammlung des Bundesrechts 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

Von der Bereinigung sind außer den in § 1 Abs. 3 
des Gesetzes über die Sammlung des Bundesrechts 
vom 10. Juli 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 437) bezeich- 
neten Rechtsvorschriften ausgenommen: 

1. Der Abschöpfungstarif nach § 9 Abs. 2 des Ab- 
schöpfungserhebungsgesetzes vom 25. Juli 1962 
(Bundesgesetzbl. I S. 453), 

2. das nur im Saarland geltende Bundesrecht, soweit 
es nicht im Bundesgesetzblatt verkündet ist. 

§ 2 

Abschlußtag, bis zu dem die Rechtsvorschriften 
erfaßt sind (§ 3 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die 
Sammlung des Bundesrechts), ist der 31. Dezember 
1963. 

§ 3 

(1) Die Ausschlußwirkung (§ 3 Abs. 1 Satz 2 des 
Gesetzes über die Sammlung des Bundesrechts) tritt 
am ein. 


(2) Die Ausschlußwirkung erstreckt sich 

1. auf bis zum 31. Dezember 1963 verkündete, der 
Bereinigung unterliegende Rechtsvorschriften und 
Teile von Rechtsvorschriften, die nicht in die als 
Folgen 2 bis 5, 8 bis 10, 12 bis 47 und 49 bis 131 
des Bundesgesetzblatts Teil III veröffentlichte 
Sammlung des Bundesrechts aufgenommen sind, 

2. soweit außerdem Teile von im Zentralblatt für 
das Deutsche Reich, im Reichsministerialblatt, im 
Amtsblatt des Reichspostministeriums, im Reichs- 
anzeiger und Preußischen Staatsanzeiger und im 
Bundesanzeiger verkündeten Rechtsvorschriften 
in die Sammlung aufgenommen sind, auf die nicht 
aufgenommenen Teile dieser Rechtsvorschriften. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


I. Vorbemerkung 

Die für die Durchführung der Bereinigung erforder- 
lichen rechtlichen Regelungen sind im Gesetz über 
die Sammlung des Bundesrechts vom 10. Juli 1958 
(Bundesgesetzbl. Teil III 114 — 2), das in den nach- 
stehenden Ausführungen abgekürzt als BRSG be- 
zeichnet wird, getroffen worden. Lediglich die Ent- 
scheidung, bis zu welchem Tag die Rechtsvorschriften 
erfaßt sind, und die Bestimmung des Zeitpunkts, an 
dem die nicht in die Sammlung des Bundesrechts 
aufgenommenen Rechtsvorschriften außer Kraft tre- 
ten, hat der Gesetzgeber in § 3 Abs. 1 BRSG einem 
weiteren Gesetz (Abschlußgesetz) Vorbehalten. 

Die Entscheidung über das Abschlußgesetz setzt 
voraus, daß die Sammlung abgeschlossen vorliegt. 
Der an dem in diesem Entwurf vorgeschlagenen 
Stichtag vom 31. Dezember 1963 für gültig erachtete, 
bereinigte Gesetzesbestand ist in den Folgen 2 bis 5, 
8 bis 10, 12 bis 47 und 49 bis 131 des Bundesgesetz- 
blatts Teil III veröffentlicht worden; zu den dabei 
fehlenden Folgen vgl. die nachstehende Bemerkung 
III 4 b. 


II. Die Ausführung des Gesetzes 
über die Sammlung des Bundesrechts 

1. Arbeitsweise 

a) Sichtung 

Unterlage für die Sichtung des Bundesrechts 
im Bundesministerium der Justiz (§ 2 Abs. 1 
BRSG) bildete eine für diesen Zweck ein- 
gerichtete Kartei der für die Bereinigung in 
Frage kommenden Rechtsvorschriften, die nach 
Eintragung aller ausdrücklichen Änderungen 
(einschließlich der besatzungsrechtlichen Ände- 
rungen) in die mit den Bundesressorts ver- 
einbarte jetzige Gliederung der Sammlung in 
Sachgebiete aufgeteilt wurden. Der Inhalt der 
Sachgebiete wurde nach den Gesichtspunkten 
des § 2 Abs. 2 BRSG unter Beteiligung der 
Fachressorts auf seine Geltung untersucht. 

b) Zusammenarbeit mit den Ländern 

Der in § 2 Abs. 1 BRSG vorgesehenen Zusam- 
menarbeit mit den Ländern diente eine für 
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diesen Zweck eingerichtete Länderkoimnission 
zur Rechtsbereinigung. Sie erhielt laufend die 
Probedrucke der beabsichtigten Veröffent- 
lichungen und die Listen der jeweils geprüften 
einschlägigen Rechtsvorschriften (Sichtungs- 
iisten) und prüfte diese unter Mitwirkung der 
Fachressorts der Länder. Gegenstand der Prü- 
fung waren insbesondere auch die Frage der 
Fortgeltung von zur Aufnahme in die Samm- 
lung vorgesehenen Vorschriften und die Frage, 
ob die Rechtsvorschriften aus der Zeit vor dem 
Zusammentritt des Bundestags nach Artikel 
123 bis 125GG Bundesrecht geworden sind. 
Soweit die Länderkommission einhellig oder 
mit Mehrheit zu der Meinung gekommen ist, 
daß eine Vorschrift nicht Bundesrecht gewor- 
den ist oder niciit mehr gilt, ist dies bei der 
betreffenden Vorschrift vermerkt worden. Die 
Meinung innerhalb der Länderkommission 
wurde nach der den Ländern im Bundesrat 
zukommenden Stimmenzahl gebildet. Die Über- 
prüfung durch die Länderkommission unter 
Berücksichtigung der Verwaltungspraxis hat 
wesentlich zur Zuverlässigkeit der Sichtungs- 
ergebnisse beigetragen. 

c) Veröffentlichungen 

Nach Abschluß aller Überprüfungen wurden 
die Sachgebiete in Lieferungen (Folgen) ver- 
öffentlicht (§ 2 Abs. 5 BRSG). Die Veröffent- 
lichung in verhältnismäßig kleinen Lieferungen 
soll die Sammlung handlicher machen und 
die Neuauflage im Bedarfsfall vereinfachen 
und verbilligen. Von der Ausgabe in Loseblatt- 
Form wurde abgesehen, weil deren technische 
Beschaffenheit nicht die Kontrolle der Voll- 
ständigkeit ermöglicht, die wegen der für nicht 
aufgenommene Rechtsvorschriften eintreten- 
den Ausschlußwirkung notwendig ist. Außer- 
dem erfordert das Einordnen einer Loseblatt- 
Sammiung von rund 12 000 Seiten einen nicht 
unerheblichen Arbeitsaufwand. 

2. Inhalt der Sammlung 

a) Auftrag des Gesetzes 

über die Sammlung des Bundesrechts 
Die Bereinigung ist im BRSG nach zwei Rich- 
tungen eingeschränkt worden: In § 1 Abs. 2 
Satz 1 sind die Verkündungsblätter aufgezählt, 
deren Inhalt, soweit er als fortgeitendes Bun- 
desrecht erachtet wurde, in die Sammlung auf- 
zunehmen war (vgl. die nachstehende Bemer- 
kung d) ; in § 1 Abs. 3 sind sechs Gruppen von 
Rechtsvorschriften aufgeführt, die von der 
Bereinigung ausgenommen sind (vgl. die nach- 
stehende Bemerkung e). 

Da nur Bundesrecht festzustellon war, ist noch 
fortgeltendes Besatzungsrecht nicht in die 
Sammlung aufgenommen worden. Wenn es, 
wie beispielsweise im Sachgebiet 250 (Rück- 
erstattung) zum Verständnis bundesrechtlicher 
Regelungen gleichwohl abgedruckt wurde, ist 
dabei deutlich kenntlich gemacht, daß es nicht 
zu dem der Bereinigung unterliegenden Inhalt 
der Sammlung gehört. Das Ehegesetz (404 — 1) 


und das Währungsgesetz (7600 — 1 — a) sind 
zwar formell Besatzungsrecht; sie sind aber in 
die Sammlung einbezogen worden, weil das 
Ehegesetz bundesrechtlidi an mehreren Stel- 
len geändert und das Währungsgesetz teil- 
weise durch Bundesrecht im Saarland einge- 
führt worden ist. 

b) Behandlung von Z weif e 1 s f äi 1 en 

Die Rechtswirkung der Sammlung des Bundes- 
rechts besteht darin, daß nicht aufgenommene 
Rechtsvorschriften — soweit sie der Berei- 
nigung unterliegen — außer Kraft treten. Dar- 
aus ergab sich der Bearbeitungsgrundsatz, 
Rechtsvorschriften oder Teile von Rechts- 
vorschriften nur dann wegzulassen, wenn ihre 
Ungültigkeit unbestritten war. Wenn eine be- 
teiligte Steile eine Vorschrift für fortgeltendes 
Bundesrecht hielt, wurde sie daher — gege- 
benenfalls mit Widerspruchsvermerk (Fuß- 
note) — aufgenommen. Unter Anwendung die- 
ser Grundsätze ist auch § 14 Abs. 1 und Abs. 2 
Satz 1 des Gesetzes zur Verhütung erbkran- 
ken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 529) in der Fassung des Gesetzes 
vom 26. Juni 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 773) in 
die Sammlung aufgenommen worden. Die Vor- 
schriften betreffen die Unfruchtbarmachung 
oder Schwangerschaftsunterbrechung aus ge- 
sundheitlicher Indikation (Absatz 1) und die 
Entfernung der Keimdrüsen beim Manne mit 
seiner Einwilligung bei kriminologischer Indi- 
kation (Absatz 2 Satz 1). Diese Rechtsvorschrif- 
ten sind in einigen Ländern aufgehoben wor- 
den, in den übrigen Ländern werden sie teils 
noch als Bundesrecht angewandt, teils als 
überholt angesehen. 

über die Ausschlußwirkung hinaus kommt der 
Sammlung keine Positivwirkung zu, das heißt 
der Nachweis der Ungültigkeit aufgenomme- 
ner Vorschriften ist nicht ausgeschlossen (vgl, 
auch § 3 Abs. 4 BRSG). 

c) Entbehrliche Rechtsvorschriften 
Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 5 BRSG waren Rechts- 
vorschriften, die einen überholten Tatbestand 
oder ein überholtes Rechtsverhältnis betreffen, 
nicht in die Sanunlung aufzunehmen. Als in 
diesem Sinne überholt wurden alle Rechts- 
vorschriften angesehen, die der Sache nach 
entbehrlich sind; eine engere Auslegung hätte 
dem Sinn der Bereinigung nicht entsprochen. 
Die Vorschriften sind in der anliegenden Liste 
aufgeführt. 

d) Beschränkung 

auf die Hauptverkündungsbiätter 
Die Beschränkung der Bereinigung in § 1 Abs. 2 
BRSG auf die Hauptverkündungsbiätter wurde 
als Mindestrahmen der Rechtsbereinigung an- 
gesehen. Dieser Rahmen mußte jedoch über- 
schritten werden, nachdem sich herausgestellt 
hatte, daß der Rechtsbestand einiger Sach- 
gebiete ohne die Einbeziehung des insoweit in 
Nebenverkündungsblättern veröffentlichten 
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Rechts nicht hätte sinnvoll dargestellt werden 
können (vgl. die nachstehende Bemerkung 
III 4 c). 

e) Die Ausnahmen von der Rechts- 
bereinigung (§ 1 Abs. 3 BRSG) 

aa) Eine besonders einschneidende Beschrän- 
kung war die Ausnahme der 

Staatsverträge und Abkommen 

einschließlich der zu ihrer Inkraftsetzung er- 
gangenen Rechtsvorschriften von der Berei- 
nigung (§ 1 Abs. 3 Nr. 1 BRSG). Diese recht- 
liche Regelung, die auf der Erwägung beruht, 
daß über die Gültigkeit von Vereinbarungen 
nicht einseitig befunden werden kann, be- 
schränkt die Bereinigung auf das innerstaat- 
liche Recht im engeren Sinn, also auf Recht, 
das nicht durch die innerstaatliche Inkraft- 
setzung von Staatsverträgen und anderen 
zwischenstaatlichen Abkommen entstanden ist. 
Die sogenannten Vertragsgesetze mußten 
daher grundsätzlich unberücksichtigt bleiben. 
Dagegen waren Rechtsvorschriften zur Aus- 
führung oder Durchführung von Verträgen 
und Abkommen als innerstaatliches Recht im 
engeren Sinn in die Sammlung des Bundes- 
rechts aufzunehmen. Solche Ausführungs- und 
Durchführungsvorschriften sind zum Teil als 
selbständige Gesetze oder Verordnungen er- 
lassen, gelegentlich aber auch als Bestandteile 
von Vertragsgesetzen. Es sind daher Vertrags- 
gesetze dann in die Sammlung aufgenommen 
worden, wenn in ihnen außer der reinen In- 
kraftsetzung noch Ausführungsvorschriften, 
Ermächtigungen zu Ausführungsvorschriften 
oder Bestimmungen, wonach für die Ausfüh- 
rung der Verträge bereits ergangene inner- 
staatliche Regelungen maßgebend sind, ent- 
halten waren. Soweit verschiedentlich Ver- 
tragstexte in der Sammlung zum Verständnis 
des Inhalts der Sammlung abgedruckt wurden, 
sind sie deutlich als nicht zum Inhalt der 
Sammlung gehörig kenntlich gemacht. 

Im Laufe der Bereinigung angestellte Erwä- 
gungen, neben den völkerrechtlichen Verein- 
barungen und den zu ihrer Inkraftsetzung 
ergangenen Vorschriften auch die zu ihrer 
Ausführung oder Durchführung erlassenen 
Vorschriften durch nachträgliche Änderung des 
§ 1 Abs. 3 Nr. 1 BRSG von der Bereinigung 
auszunehmen, sind nicht weiterverfolgt wor- 
den, nachdem sich herausgestellt hatte, daß 
durch diese Maßnahme der Rechtsbestand nach 
der Seite der negativen Ausschlußwirkung nicht 
mehr klar abgrenzbar sein würde. Es sind 
daher — zum Teil erst in den abschließenden 
Lieferungen — alle noch geltenden Ausfüh- 
rungs- und Durchführungsvorschriften zu noch 
oder wieder angewandten Verträgen und Ab- 
kommen und Vertragsgesetze, wenn sie Aus- 
führungs- und Durchführungsvorschriften mit 
enthielten, in die Sammlung aufgenommen 
worden. Ausführungsvorschriften zu Verträgen 


und Abkommen, die nicht mehr angewandt 
werden, sind als überholt (§ 2 Abs. 2 Nr. 5 
BRSG) aus dem Rechtsbestand ausgeschieden 
worden. Eine einseitige Entscheidung über die 
Gültigkeit der zugrunde liegenden Verträge 
wird damit nicht getroffen, da die Verträge 
und die zu ihrer Inkraftsetzung ergangenen 
Vorschriften nach wie vor von der Rechts- 
bereinigung ausgenommen bleiben. 

bb) Die übrigen Ausnahmen von der Bereini- 
gung 

Die in § 1 Abs. 3 Nr. 2 bis 5 BRSG genannten 
Gruppen von Rechtsvorschriften (Satzungen, 
Haushaltspläne, Zollsätze, Verkehrstarife und 
Rechtsvorschriften der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen) sind als Ausnahmen von 
der Bereinigung klar abgrenzbar. Dagegen 
machte die Abgrenzung in den Fällen der Nr. 6 
(Rechtsvorschriften, die lediglich die Errich- 
tung, Zuständigkeit, Gliederung und Aufhe- 
bung von Behörden etc. und die Gebietseintei- 
lung regeln) gewisse Schwierigkeiten. Es war 
nicht immer eindeutig feststellbar, ob Rege- 
lungen dieser Art nicht auch Recht enthalten, 
das durch die Nichtaufnahme untergegangen 
wäre. Im Zweifelsfalle sind solche Vorschrif- 
ten aufgenommen worden. Damit ist die Aus- 
schlußwirkung auch hier klar abgegrenzt. 

f) Recht der Europäischen Gemein- 
schaften 

Das Recht der Europäischen Gemeinschaften 
ist kein Bundesrecht und konnte daher nicht 
in die Sammlung aufgenommen werden. So- 
weit das unmittelbar wirksame Gemeinschafts- 
recht auf das Bundesrecht einwirkt, können 
im Einzelfall schwierige Rechtsfragen ent- 
stehen, die sich aus der Auslegungsbedürftig- 
keit gemeinschaftsrechtlicher Bestimmungen, 
dem noch nicht gesicherten Rangverhältnis 
beider Rechtsordnungen und den besonde- 
ren Modalitäten der Einwirkung des Gemein- 
schaftsrechts auf Bundesrecht ergeben. Auch 
im Hinblick darauf, daß das Gemeinschafts- 
recht sich noch in der Entwicklung befindet, 
erschien es nicht angebracht, die Bereinigung 
des Bundesrechts mit einer abschließenden 
Beurteilung der Auswirkungen des Gemein- 
schaftsrechts auf das Bundesrecht zu ver- 
binden. 

g) Unstimmigkeiten der Bereinigung 

Es ist bei solchen Bereinigungsarbeiten nicht 
ganz auszuschließeii, daß in dem bereinigten 
Rechtsbestand auf Grund von Meinungsver- 
schiedenheiten oder Irrtümern gewisse Un- 
stimmigkeiten enthalten sein können. Einige 
bei einer Schlußüberprüfung aufgedeckte „Be- 
reinigungsfehler" sind in den abschließenden 
Lieferungen berichtigt worden. Im übrigen hat 
eine im Frühjahr 1967 vom Bundesministe- 
rium der Justiz vorgenommene umfassende 
Umfrage bei den Justizverwaltungen der Län- 
der, beim Bundesverfassungsgericht und den 
oberen Bundesgerichten, bei den Universitä- 
ten und bei zahlreichen Verbänden und sonsti- 
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gen Stellen ergeben, daß sich in der Praxis 
bisher keine wesentlichen Mängel der Samm- 
lung gezeigt haben. 

3. Sonstige Bemerkungen zur Gestaltung der Samm- 
lung 

a) Gliederung 

Jede in die Sammlung aufgenommene Rechts- 
vorschrift hat innerhalb des Sachgebiets, in 
das sie wegen ihres Hauptinhalts eingeordnet 
wurde, eine Gliederungsnummer erhalten, 
nach der sie künftig zitiert werden kann. Die 
Inhaltsverzeichnisse enthalten, wo es ange- 
bracht war, Hinweise auf weitere in anderen 
Sachgebieten veröffentlichte Vorschriften mit 
teilweise einschlägigem Inhalt. 

b) Kenntlichmachung von Änderungen 
Bis zum 31. Dezember 1963 eingetretene Ände- 
rungen der ursprünglichen Fassung oder der 
letzten amtlichen Neufassung einer Vorschrift 
(§ 2 Abs. 3 Satz 2 BRSG) sind durch Angabe 
der Verkündungsstelle der ändernden Vor- 
schriften in Fußnoten belegt. Teile von Rechts- 
vorschriften, die durch spätere Vorschriften 
nicht ausdrücklich, sondern nur inhaltlich ge- 
ändert worden sind, sind in ihrem ursprüng- 
lichen Wortlaut wiedergegeben. Im Einver- 
nehmen mit den beteiligten Ressorts und der 
Länderkommission ist in diesen Fällen auf die 
ändernde Norm durch Fußnote hingewiesen 
worden, wenn bei der Prüfung Zweifel über 
die Gültigkeit einer Vorschrift aufgekommen 
sind, die nicht ausgeräumt werden konnten. 

Textteile, die für ungültig gehalten, des Zu- 
sammenhangs wegen aber aufgenommen wur- 
den, sind kursiv gedruckt und mit Fußnoten 
belegt, 

c) Bez eichnung von Funktionen 
Bezeichnungen, die den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen nicht mehr entsprechen, sind in 
Kursivdruck (ohne besondere Fußnote) wie- 
dergegeben. Frühere Bezeichnungen konnten 
durch neue nur ersetzt werden, wenn dies 
durch eine bundesrechtliche Rechtsvorschrift 
ausdrücklich angeordnet ist oder wenn eine 
Entscheidung der Bundesregierung im Einver- 
nehmen mit dem Bundesrat gemäß Artikel 129 
Abs. 1 Satz 2 GG vorliegt. 

d) Aufnahme durch Überschrift, Datum 
und Fundstelle 

Von der Möglichkeit des § 3 Abs. 2 BRSG, die 
Veröffentlichung des Wortlauts von Vorschrif- 
ten durch den Abdruck lediglich der Über- 
schrift, des Datums und der Fundstelle zu er- 
setzen, ist Gebrauch gemacht worden, wenn 
anzunehmen war, daß die Vorschrift alsbald 
im Zuge einer Neuregelung der Materie auf- 
gehoben wird, oder wenn sie für den prak- 
tischen Gebrauch von so untergeordneter Be- 
deutung ist, daß die Sammlung nicht mit ihrem 
Text belastet werden sollte? ferner häufig bei 
landesrechtlichen Änderungen reichsrechtlicher 
Vorschriften, die als Bundesrecht weitergelten. 


IIL Zu den einzelnen Vorschriften 
des Entwurfs 

1. Zur Überschrift 

Im BRSG ist das Gesetz, in dem der Abschlußtag 
und der Eintritt der Ausschlußwirkung festgelegt 
werden sollen, als „Abschlußgesetz" bezeichnet. 
Dem entspricht die Überschrift des Entwurfs, ob- 
wohl es immerhin denkbar wäre, daß später ein 
weiteres „Abschlußgesetz" erlassen wird. In § 5 
BRSG ist der Bundesminister der Justiz ermäch- 
tigt worden, die Sammlung durch Neuauflagen 
zu ergänzen; auf diese Ergänzungen findet jedoch 
die Ausschlußwirkung keine Anwendung. Ob 
einer auf einen späteren Zeitpunkt fortgeführten 
und durch die Aufnahme aller noch gültigen Vor- 
schriften aus den Nebenverkündungsblättern ver- 
vollständigten Sammlung durch ein weiteres Ge- 
setz wieder eine Ausschlußwirkung beigelegt 
werden soll, wird dann später zu prüfen sein. Die 
sachliche Gliederung des Rechtsstoffes und die 
Registrierung aller Änderungen des Rechtsbestan- 
des in dem jährlich erscheinenden Fundstellen- 
nachweis bieten wohl Gewähr dafür, daß eine 
erneute Unsicherheit über den Rechtsbestand vor- 
aussichtlich nicht mehr zu befürchten ist. 

2. Zu § 1 — Materielle Änderung des BRSG 

§ 1 enthält in zwei Punkten eine materielle Ände- 
rung des Gesetzes über die Sammlung des Bun- 
desrechts: 

a) Die für die Ausnahme des Zolltarifs von der 
Bereinigung maßgebenden Gründe (häufige 
Änderungen) treffen auch auf den Abschöp- 
fungstarif nach § 9 Abs. 2 des Abschöpfungs- 
erhebungsgesetzes vom 25. Juli 1962 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 453) zu. Es war daher angebracht, 
auch diesen erst nach dem Erlaß des BRSG 
geschaffenen Tarif von der Rechtsbereinigung 
auszunehmen. 

b) Bei der Beratung des BRSG bestand Überein- 
stimmung darüber, daß die Formulierung des 
§ 1 Abs. 2 Satz 2, daß auch das in den Ländern 
vor dem 7. September 1949 gesetzte Recht, so- 
weit es Bundesrecht geworden ist, zu bereini- 
gen sei, auf das Saarland nicht zutrifft. Es 
sollte die tatsächliche Entwicklung abgewartet 
und diese Frage dem Abschlußgesetz Vorbe- 
halten bleiben. Die Sperrwirkung der Artikel 
123 bis 125 GG, die es den Ländern nicht mehr 
ermöglichte, das vor dem 7. September 1949 
gesetzte Recht, soweit es Bundesrecht gewor- 
den ist, zu ändern, trat für das Saarland nicht 
ein. Das Saarland hat nach dem Zusammen- 
tritt des Deutschen Bundestages eigenständig 
Recht gesetzt, das in die Kompetenz des Bun- 
desgesetzgebers eingreift, und es hatte auch 
noch in der Übergangszeit die Ermächtigung, 
Bundesrecht zu setzen, das dann im Amtsblatt 
des Saarlandes verkündet wurde. Davon abge- 
sehen wäre es nicht zweckmäßig gewesen, 
eine noch nicht abgeschlossene Rechts entwick- 
lung, die in eine allmähliche Einführung allen 
übrigen Bundesrechts im Saarland einmünden 
wird, in einem Zwischenstadium festzuhalten. 
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Aufgenommen ist jedoch das im Bundesgesetz- 
blatt verkündete, nur für das Saarland gel- 
tende Recht. In den Fällen, in denen das im 
übrigen Bundesgebiet geltende Bundesrecht im 
Saarland nicht oder in anderer Fassung gilt, 
ist in Fußnoten darauf hingewiesen worden. 

3, Z u § 2 — Abschlußtag 

Für den Abschluß auf den 31. Dezember 1963 
sprechen folgende Gründe: 

Die Sammlung ist auf den 31. Dezember 1963 ab- 
gestellt. Auf diesen Stichtag sind Sachgebiete, 
die in den ersten Lieferungen einen früheren 
Stichtag hatten, durch die ergänzenden Lieferun- 
gen gebracht worden. Eine Neuauflage der gan- 
zen Sammlung wäre, so wünschenswert sie sein 
mag, mit einem erheblichen Zeit- und Kostenauf- 
wand verbunden. Sie würde, wenn sie auf einen 
einheitlichen Abschlußtag abgestellt sein soll, 
nach den gemachten Erfahrungen wiederum nur 
mit erheblichen zeitlichen Verzögerungen heraus- 
gegeben werden können, so daß auch ein neuer 
Abschlußtag veraltet wäre, überdies würde der 
Aufwand für eine Neuauflage der Sammlung, 
abgesehen von den erhöhten Personalkosten, 
auch Sachmittel in erheblicher Höhe notwendig 
machen. Es ist daher geboten, die Sammlung jetzt 
auf den 31. Dezember 1963 abzuschließen und die 
von der Gesetzgebung seither besonders betrof- 
fenen Sachgebiete möglichst bald neu aufzulegen, 
wie dies in § 5 BRSG bereits vorgesehen ist. Bei 
dieser Handhabung kann voraussichtlich damit 
gerechnet werden, daß die Sachkosten ganz oder 
doch zum größten Teil durch den laufenden Bezug 
der Neuauflagen gedeckt sein würden. 

Die in der vorstehenden Bemerkung II 2 g) er- 
wähnte Umfrage hat ergeben, daß die Gründe für 
den Abschluß der Sammlung auf den 31. Dezem- 
ber 1963 allgemein anerkannt werden. 

Im übrigen wird die Feststellung des geltenden 
Rechts durch den vom Bundesminister der Justiz 
herausgegebenen Fundstellennachweis der Samm- 
lung des Bundesrechts jeweils auf den 1. Januar 
des laufenden Kalenderjahres fortgeführt. Der 
Nachteil des zurückliegenden Stichtages wird 
durch diese Fortschreibung gemildert. 

4. Z u § 3 — Ausschlußwirkung 

a) In Absatz 1 wird der Eintritt der Ausschluß- 
wirkung auf einen Tag festgelegt, der im 


Laufe des Gesetzgebungsverfahrens bestimmt 
werden soll. 

b) In Absatz 2 Nr. 1 wird näher festgelegt, 
worauf sich die Ausschlußwirkung des § 3 
Abs. 1 Satz 2 BRSG erstreckt. In der Reihe 
der Folgen, aus denen die Sammlung des Bun- 
desrechts besteht, fehlen einige Nummern. 
Diese sind durch Neuauflagen mit neuen Fol- 
gen-Nummern ersetzt worden. 

Im Bereinigungsverfahren sind alle bis zum 
31. Dezember 1963 verkündeten Rechtsvor- 
schriften erfaßt worden, nicht dagegen Rechts- 
vorschriften aus der Zeit nach dem Abschluß- 
tag, die das nach dem Stande der Gesetz- 
gebung vom 31. Dezember 1963 erfaßte Recht 
rückwirkend geändert haben. 

c) Die Ausschlußwirkung bezieht sich nach der 

bisherigen Regelung (§ 3 BRSG) nur auf 
Rechtsvorschriften, die in den der Bereinigung 
unterliegenden Verkündungsblättern (§ 1 

Abs. 2 Satz 1 BRSG) verkündet worden sind, 
nicht dagegen auf Rechtsvorschriften, die in 
den Nebenverkündungsblättern verkündet 
worden sind. Dieser Mindestrahmen mußte, 
wie in der vorstehenden Bemerkung II 2d) 
ausgeführt worden ist, überschritten werden. 
Absatz 2 Nr. 2 ist veranlaßt durch die Auf- 
nahme einer Auswahl solcher Rechtsvorschrif- 
ten aus Nebenverkündungsblättern. Diese 
Rechtsvorschriften sind — wie alle in die 
Sammlung aufgenommenen Rechtsvorschriften 
— in bereinigter Form aufgenommen. Soweit 
nach dem Bereinigungsergebnis Teile von 
Vorschriften aufgenommen, andere Teile aber 
als nicht fortgeltend ausgeschieden wurden, 
tritt durch die Neuregelung eine nur auf die 
nicht aufgenommenen Teile dieser Vorschrif- 
ten beschränkte Ausschlußwirkung ein. 

5. Zu § 4 — Berlin-Klausel 

§ 4 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

6. Z u § 5 — Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt, wie üblich, am Tage nach seiner 

Verkündung in Kraft. 

IV. Kosten der Ausführung des Gesetzes 

Durch dieses Gesetz entstehen keine Kosten. 
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Anlage 

(zu II 2 c der Begründung) 


Als Bundesredit entbehrlidie Vorsdiriften 


Datum der Seite des 

Vorschrift Verkündungsblatts* 


Titel der Vorschrift 


Sadigebiet 1 Staats- und Verfassungsrecht 


18. 5. 1948 Bremen 

71 


Gesetz über Rechts Verordnungen auf Grund früheren Reichsrechts 
sowie über Ermächtigungen zur Erteilung von Genehmigungen und 
ähnlichen Entscheidungen 


Sadigebiet 2 Verwaltung 

201 Verwaltungsverfahren** 


8. 10. 1914 

427 

19. 2.1932 

71 

26. 5. 1933 

302 

27. 12. 1933 

1115 

31. 8. 1936 

715 

11. 5.1938 

520 

17. 7.1939 

1313 

4. 12. 1943 

666 


Bekanntmachung über das Mindestgebot bei der Versteigerung 
gepfändeter Sachen 

Verordnung des Reichspräsidenten zur Ergänzung der Vorschriften 
über die Zwangsvollstreckung bei landwirtschaftlichen Betrieben und 
über das Sicherungsverfahren, Art. I u. III 

Bekanntmachung der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Zwangsvollstreckung — ausgenommen § 12 — (mit den Ände- 
rungen der Gesetze vom 27. 12. 1933 I 1115, vom 22. 3. 1934 I 231 und 
vom 24. 10. 1934 I 1070) 

Zweites Gesetz über den landwirtschaftlichen Vollstreckungsschutz 

Verordnung über den Pfändungsschutz für Urlaubskarten, Urlaubs- 
marken und Urlaubsgeld im Baugewerbe und in den Baunebengewer- 
ben 

Verordnung zur Ergänzung der Vorschriften über das Offenbarungs- 
eidverfahren 

Verordnung zur Ergänzung der Vorschriften über den Pfändungs- 
schutz bei der Fahrnis Vollstreckung 

Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete des bürgerlichen 
Streitverfahrens und der Zwangsvollstreckung (Schutzverordnung), 
Art. 6, vom 1. 9. 1939 I 1656, Bekanntmachung 


203 Bundesdienst 

30. 6. 1933 433 Gesetz zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiete des allgemei- 

nen Beamten-, des Besoldungs- und des Versorgungsrechts, §§ 18, 30, 76 
Abs. 3 


212 Gesundheitswesen 

16. 3. 1937 312 Gesetz über die Verarbeitung von Altmaterial 


* Soweit nichts anderes vermerkt, Reichsgesetzblatt oder Bundesgesetzblatt, von der Teilung ab Teil I. 

** Die Vorschriften der Gruppe 201 wurden, soweit sie noch nicht gegenstandslos geworden sind, inzwischen aufge- 
hoben durch Artikel 4 des Gesetzes zur Änderung der Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze (AOAG) v. 
15. 9. 1965 I 1356 mit Wirkung v. 1. 1. 1966. 
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Datum der Seite des 

Vorschrift Verkündungsblatts 

Sachgebiets Rechtspflege 

310 Zivilprozeß 

11. 3. 1910 474 Bekanntmachung betreffend die Orte, die im Sinne der §§ 499, 604 der 

Zivilprozeßordnung als ein Ort anzusehen sind 

315 Freiwillige Gerichtsbarkeit 

25. 4. 1947 Rhld.-Pfalz Justizbl. Landesverfügung über die Schließung von Grundbuchblättern und ihre 
27 Wiederverwendung 

Sachgebiet 4 Zivilredit und Strafrecht 

402 Sdiuldredit 

23. 6. 1923 407 Gesetz über die Ausgabe wertbeständiger Schuldverschreibungen auf 

den Inhaber 


403 

Sachenredit 



23. 

6. 1923 

407 

Gesetz über wertbeständige Hypotheken 

(§ 1 Satz 2 u. § 9 aufgehoben durch § 4 Nr. 1 V v. 16. 11. 1940 I 1521) 

12. 

2, 1924 

65 

Verordnung über wertbeständige Schiffspfandrechte 

17. 

4. 1924 

415 

Fünfte Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über wertbestän- 
dige Hypotheken 

17. 

4. 1924 

415 

Verordnung zur Durchführung der Verordnung über wertbeständige 
Schiffspfandrechte 

2. 

2. 1928 

11 

Zweites Gesetz über wertbeständige Hypotheken 

21. 

3. 1940 II 

70 

Verordnung über die Veräußerung von Binnenschiffen ins Ausland 
vom 3. 9. 1939 II 961, neue Fassung 

41 

Handelsrecht 




12. 3. 1923 167 

6. 10. 1931 537/561 


24. 12. 1932 577 

5, 3. 1946 Bremen 

63 

5. 3. 1946 Hamburg Verordnung über die Wiederaufnahme einer gelöschten Firma 

24 

43 Unlauterer Wettbewerb 


21. 12. 1934 

1280 

Verordnung über Wettbewerb 

45 Strafrecht 



5. 12. 1939 

2378 

Verordnung gegen Gewaltverbrecher 

8 


(§ 3 aufgehoben durch Art. 5 Abs, 2 Nr. 32 V v. 13. 3. 1940 I 489) 


Gesetz über die Anlegung gesetzlicher Reserven der Aktiengesell- 
schaften in Dollarschatzanweisungen des Reichs 

Dritte Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirt- 
schaft und Finanzen und zur Bekämpfung politischer Ausschreitungen 
Fünfter Teil Handels- und Wirtschaftspolitik, Kapitel VI: Änderung 
des Lagerscheinwesens 

Verordnung über die Bilanzierung von Forderungen gegen Tilgungs- 
kassen für gewerbliche Kredite und gegen die Aktiengesellschaft 
Deutsches Finanzierungsinstitut AG 

Verordnung über die Wiederaufnahme einer gelöschten Firma 


Titel der Vorschrift 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache \/3227 



Datum der 
Vorschrift 

Seite des 

Verkündungsblatts 

Titel der Vorschrift 


Sachgebiet 5 Verteidigung 


1. 

10. 1938 

1335 

ßrieftaubengesetz * 

29. 11. 1938 

1749 

Erste Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Bricftduben- 
gesetzes* 

1. 

11. 1939 

2129 

Zweite Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Brieftauben- 
gesetzes* 

22. 

5. 1940 

808 

Dritte Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Brieftauben- 
gesetzes * 

17. 

5. 1942 

345 

Vierte Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Brieftauben- 
gesetzes * 

6. 

2. 1940 

294 

Verordnung über die Veröffentlichung kartographischer Darstellungen 

6. 

2. 1940 

295 

Erste Durchführungsbestimmungen zur Verordnung über die Ver- 
öffentlichung kartographischer Darstellungen 

19. 

8. 1942 

527 

Zweite Durchführungsbestimmungen zur Verordnung über die Ver- 
öffentlichung kartographischer Darstellungen 

Sachgebiet 6 

Finanzwesen 


610 Allgemeines Steuerrecht 


3. 

10. 1922 

760 

Verordnung zur Übertragung von Zuständigkeiten auf die Landes- 
hnanzämter und über die Behandlung kleiner Beträge im Steuerver- 
fahren 

29. 

1. 1923 

75 

Stundungsordnung (Stund. -O.) 

15. 

3. 1923 

210 

Verordnung über die Bewertung von selbstgezeichneten Dollarschatz- 
anweisungen bei der Veranlagung zur Einkommen- und Körperschaft- 
steuer 

1. 

6. 1933 

323 

Gesetz zur Verminderung der Arbeitslosigkeit, Abschn. V 

12. 

5. 1941 

255 

Verordnung über eine Ausstattungsbeihilfe für Hausgehilfinnen in 
kinderreichen Haushaltungen 

28. 

7. 1941 

489 

Verordnung zur Vereinfachung des Verfahrens bei Steuernachforde- 
rungen 

30. 10. 1944 

282 

Verordnung über die einstweilige Regelung des Finanz- und Lasten- 
ausgleichs (Finanzausgleichs- Verordnung) 

611 

Besitz- und 

Verkehrsteuern 


16. 

1. 1925 

4 

Verordnung über Vergünstigungen bei der Körperschaftsteuer und 
Umsatzsteuer 

5. 

7. 1934 

572 

Gesetz über die Erhöhung der Umsatz-Ausgleichsteuer 

27. 

6. 1949 

WiGBl. 

108 

Verordnung über Börsenumsatzsteuermarken 

18. 

7. 1949 

Rhld.-Pfalz 

350 

Landesverordnung über Börsenumsatzsteuermarken 

612 

V erbraudisteuern 


24. 

2. 1939 

387 

Fettsteuerverordnung (FettStVO) 

12. 

4. 1939 

802 

Verordnung über den Bezug von Kraftspiritus 


* Nach Ansicht der Länderkommission zur Rechtsbereinigung kein Bundesrecht. 
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Datum der 
Vorschrift 

Seite des 

Verkündungsblatts 

Titel der Vorschrift 

652 Anleihen 


2, 3. 1923 

155 

Gesetz über die Ausgabe von Doliarschatzanweisungen 

653 Schuldenablösung 


16. 7. 1925 

137 

Gesetz über die Ablösung öffentlicher Anleihen 

(Soweit nicht bereits durch G v. 5, 11. 1957 S. 1747 gegenstandslos) 

2. 7. 1926 

343 

Zweite Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Ablösung 
öffentlicher Anleihen 

25. 9. 1935 

1196 

Verordnung über die Ablösung der Markanleihen der Gemeinden und 
Gemeindeverbände im Saarland 

Sachgebiet 7 Wirtschaftsrecht 

712 Handel 



9. 3. 1932 

121/125 

Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutze der Wirtschaft 

Dritter Teil; Einheitspreisgeschäfte 

11. 7. 1933 

468 

Verordnung über den Abbau der selbständigen Handwerksbetriebe in 
Warenhäusern 

713 Gewerberechtliche Nebenvorschriften 

6. 2. 1946 

Hamburg 

11 

Verordnung über Warentauschzentralen 

29. 3. 1946 

Bremen 

45 

Verordnung über das Werbewesen 

714 Tedinische Vorsdiriften 


28. 6. 1853 

GBl. f, d. Herzogtum 
Oldenburg, Bd. XIII 

S. 527 

Gesetz betreffend die Anstellung beeideter Messer* 

9. 10. 1945 

Bremen 

13 

Verordnung über die Wiedereinführung der Nacheichpflicht 

6. 12. 1946 

Bayern 

382 

Verordnung Nr. 102 zur Änderung des Maß- und Eichrechts 

781 Landwirtschaftliches Bodenrecht 

13. 2. 1924 

111 

Verordnung über die Vereinfachung der Genossenschaftsbildung und 
die Förderung der Ödlanderschließung 

23. 2. 1940 

413 

Verordnung über die Vereinfachung des Spruchverfahrens im Landes- 
kultur- und Wasserverbandrecht, Art. III 

22. 5. 1947 

Bayern 

180 

Verordnung Nr. 127 zur Durchführung des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 
vom 20. Februar 1947 über Aufhebung der Erbhofgesetze und Ein- 
führung neuer Bestimmungen über land- und forstwirtschaftliche 
Grundstücke, § 4 

11. 7. 1947 

Hessen 

44 

Verordnung zur Durchführung des Kontrollratsgesetzes Nr. 45, § 5 

16. 7. 1947 

Wttbg. -Baden 

63 

Verordnung Nr. 166 der Regierung des Landes Württemberg-Baden 
zur Ausführung des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 über die Aufhebung 


der Erbhofgesetze und Einführung neuer Bestimmungen über land- 
und forstwirtschaftliche Grundstücke, § 7 


* Die Aufhebung der Vorschrift ist in § 44 Nr. 6 des Entwurfs eines Gesetzes über das Meß- und Eichwesen 
(BT-Drucks. V/1073) vorgesehen. 
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Datum der 
Vorschrift 

Seite des 

Verkündungsblatts 

Titel der Vorschrift 


782 Bodennutzung und Tierhaltung 


6 . 

3. 1875 

175 

Gesetz, Maßregeln gegen die Reblauskrankheit betreffend 

1. 

12 1930 

517/602 

Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und 
Finanzen 

Achter Teil Kap. IV: Förderung der Verwendung von inländischem 
Hopfen 

23. 

2. 1933 

80 

Verordnung des Reichspräsidenten zur Förderung der Landwirtschaft 
Kap. III; Regelung der Hopfenanbaufläche 

ö. 

3. 1937 

297 

Verordnung über den Anbau von Weinreben 

26. 

5. 1937 

604 

Verordnung über die Überprüfung von Lohndreschbetrieben 

20. 

1. 1939 

56 

Verordnung über die deutsche Pelztierzucht 

27. 

1. 1939 

102 

Verordnung über Erzeugung von Küken in Brütereien 

11. 11. 1939 

2182 

Verordnung über den Einsatz von Schleppern in der Landwirtschaft 

13. 

4. 1954 

92 

Verordnung zur Regelung des Hopfenanbaus 

783 

Veterinärwesen 


14. 

7. 1889 

149 

Verordnung betreffend das Verbot der Einfuhr von lebenden Schwei- 
nen aus Rußland, Österreich-Ungarn und den Hinterländern Öster- 
reich-Ungarns 

11. 

8. 1938 

1004 

Fünfte Verordnung zur Ausführung des Tiersdiutzgesetzes (Tier- 
schutzvereine) 

2. 

4. 1940 

606 

Verordnung zur Änderung des Viehseudiengesetzes, § 2 

4. 

8. 1948 

Berlin 

505 

Magistratsbeschluß betreffend Trichomonadenseuche 

25. 

3. 1949 

Hamburg 

42 

Verordnung über die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen zur 
Einfuhr von zubereitetem Pferdefleisch (Pferdefleischkonserven) aus 
dem Zollausland 


784 Landwirtschaftliche Marktordnung 


12. 

6. 1933 

I 359 

Gesetz zur Förderung der Verwendung inländischer Schafwolle 

30. 

1. 1934 

I 78 

Verordnung über die Erfassung und den Absatz inländischer Wolle 

790 Forstwirtschaft 


13. 11. 19.34 

1243 

Verordnung über die Regelung der Erzeugung, des Absatzes, der 
Preise und Preisspannen für Erzeugnisse der Forstpflanzenzucht- 
betriebe und Klenganstalten 

26. 

2. 1935 

313 

Gesetz über den Waffengebrauch der Forst- und Jagdschutzberechtig- 
ten sowie der Fischereibeamten und Fischereiaufseher * 

7. 

3. 1935 

377 

Durchführungsverordnung zum Gesetz über den Waffengebrauch der 
Forst- und Jagdschutzberechtigten sowie der Fischereibeamten und 
Fischereiaufseher * 

16. 10. 1935 

1239 

Gesetz über die Marktordnung auf dem Gebiete der Forst- und Holz- 
wirtschaft, § 6 

14. 12. 1938 

1806 

Verordnung zur Regelung der Abmessungen von Nadelschnittholz 

31. 

1. 1939 

133 

Verordnung zur verstärkten Deckung von Rohstoffen aus forstwirt- 
schaftlichen Nebenerzeugnissen 

30. 

6. 1939 

1096 

Verordnung zur Ergänzung der Verordnung zur Regelung der Abmes- 
sungen von Nadelschnittholz 


* Nach Ansicht der Länderkommission zur Rechtsbereinigung kein Bundesrecht. 
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Datum der 
Vorschrift 

Seite des 

Verkündungsblatts 

Titel der Vorschrift 


25. 11. 1939 

2320 

Verordnung zur Regelung der Abmessungen, Gewichte und Eigen- 
schaften von Holzwolle-Leichtbauplatten 

24. 7. 1941 

445 

Verordnung über die Errichtung, Übernahme, Erweiterung und Still- 
legung forst- und holzwirtschaftlicher Bearbeiter- und Verteiler- 
betriebe 

9. 9. 1941 

553 

Verordnung zur Regelung der Abmessungen von Sperrholzplatten 

793 Fischerei 

30. 4. 1934 

353 

Gesetz zum Schutze der Nordseeschollenfischerei 

6. 10. 1937 

1097 

Gesetz zur Regelung des Walfangs 

6. 10. 1937 

1099 

Verordnung zur Ausführung und Ergänzung des Gesetzes zur Rege- 
lung des Walfangs 

Sachgebiet 8 Arbeitsrecht, Sozialversicherung, Kriegsopferversorgung 

800 Arbeitsvertragsrecht 

6. 10. 1931 

537/557 

Dritte Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirt- 
schaft und Finanzen und zur Bekämpfung politischer Ausschreitungen 
Fünfter Teil Kap. III: Herabsetzung übermäßig hoher Dienstvergü- 
tungen 

4. 9. 1932 

425/431 

Verordnung des Reichspräsidenten zur Belebung der Wirtschaft 
Vierter Teil Kap. V: Einschränkung der Personalausgaben bei sub- 
ventionierten Unternehmungen 

27. 2. 1933 

89 

Verordnung zur Ergänzung und Durchführung des Kapitels V des 
Vierten Teils der Verordnung des Reichspräsidenten zur Belebung 
der Wirtschaft vom 4. September 1932 

15. 2. 1935 

197 

Gesetz über die Beurlaubung von Angestellten und Arbeitern für 
Zwecke der Leibeserziehung 

19. 3. 1935 382 

82 Sozialversicherung 

Verordnung zum Gesetz über die Beurlaubung von Angestellten und 
Arbeitern für Zwecke der Leibeserziehung 


§ 583 Abs. 6 Satz 2* Reichsversicherungsordnung 


§ 39 Abs. 5 Angestelltenversicherungsgesetz und 

§ 60 Abs. 5 Reichsknappschaftsgesetz sind inhaltsgleich mit dem nichtigen § 1262 Abs. 5 Reichsversiche- 
rungsordnung (Urteil des BVerfG v. 24. 7. 1963 — 1 BvL 11/61-1 BvL 30^57 — I 693) 

§ 595 Abs. 2 Satz 3*. § 1267 Abs. 2 Reich.sversicherungsordnung und 

§ 67 Abs. 2 Reichsknappschaftsgesetz sind inhaltsgleich mit dem nichtigen § 44 Abs. 2 Angestelltenversiche- 
rungsgesetz (Urteil des BVerfG v. 24. 7. 1963 — 1 BvL 11/6M BvL 30/57 — 1 693) 

und §§ 205 bis 211 Reichsknappschaftsgesetz werden zur Beseitigung von Zweifeln der Ausschlußwirkung 


unterstellt 



21. 11. 1924 

745 

Beitragsordnung der Angestelltenversicherung 

24, 12. 1926 

532 

Verordnung über die den Ausgabestellen der Angestelltenversiche- 
rung zu gewährende Vergütung 

25, 2, 1936 

128 

Verordnung über die Entschädigung der Träger der Rentenversiche- 
rungen für die Anrechnung von Ersatzzeiten (Beurlaubung für Zwecke 
der Leibeserziehung) 

14. 4. 1938 

398 

Verordnung über die Anlegung des Vermögens der Träger der 
Reichsversicherung 


* § 583 Abs. 6 Sätz 2 und § 595 Abs. 2 Satz 3 Reichsversicherungsordnunq sind mit Wirkung vom 1. 7. 1965 durch Art. I 
§ 1 Nr. 3 c; und 4 b RVAndG v. 9. 6. 1965 I 476 aufgehoben. 
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Datum der 
Vorschrift 

Seite des 

Verkündungsblatts 

Titel der Vorschrift 


Sachgebiet 9 Post- und Fernmeldewesen, Verkehrswesen, 
Bundeswasserstraßen 

901 Postwesen 


25. 

7. 1927 

244 

Verordnung über die Abgeltung der Leistungen von Privateisen 
bahnen und Kleinbahnen für die Zwecke des Postdienstes 

934 Eisenbahnbeförderungsrecht 


17. 12. 1931 II 

566 

Militär-Eisenbahn-Ordnung (MEO) 

950 

Binnenschiffahrt, Flößerei 


1. 

6. 1870 

312 

Gesetz über die Abgaben von der Flößerei 

20. 

1. 1942 II 

117 

Verordnung über das Schleppmonopol auf der kanalisierten Saar 

951 

Seeschiffahrt 



18. 

6. 1911 

253 

Gesetz betreffend die Schiffsmeldungen bei den Konsulaten des Deut- 


sehen Reichs* 


* Das Gesetz ist inzwischen aufgehoben durch § 22 Nr. 4 des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet 
der Seeschiffahrt vom 24. 5. 1965 II 833. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß dem 
Wunsch des Bundesrates nicht entsprochen werden 
kann, da es sich bei dem Abschnitt III (Städtebau- 
liche Maßnahmen) der Reichsgaragenordnung um 
Bundesrecht handelt. Diesen Abschnitt der Reichs- 
garagenordnung wendet das Bundesverwaltungsge- 
richt in ständiger Rechtsprechung, zuletzt im Urteil 
vom 28. April 1967 BVerwG IV C 10.65 Bd. 27 S. 29 ff., 
als eine dem Bundesrecht zugehörige Vorschrift des 
Planungsrechts auch in den Fällen an, in denen die 
Länder ähnliche Regelungen unter bauordnungs- 
rechtlichen und daher dem Landesgesetzgeber zu- 
gänglichen Gesichtspunkten getroffen haben. 


^ Bo 812124 8. 68 
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